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Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Da Gewaltphänomene typischerweise Furcht und Angst in der Bevölkerung auslösen, 

geht es mir heute insbesondere darum, ein möglichst realistisches Bild der Kriminali-

tätslage zu zeichnen, auf besondere Entwicklungen hinzuweisen, einen Überblick über 

den Stand der Strafverfolgung und der Prävention zu geben und zur Versachlichung der 

Diskussion beizutragen. Der Anspruch, die Kriminalitätslage realistisch darzustellen 

hat mit den bekannten Verzerrungsfaktoren zu kämpfen: Wie wird Gewalt registriert? 

Wie groß ist die Anzeigebereitschaft in der Bevölkerung und damit einhergehend die 

gesellschaftliche und polizeiliche Sensibilisierung? Welchen Einfluss hat der polizei-

liche Kontrolldruck? Wie groß ist das jeweilige Dunkelfeld? 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Die in der Polizeilichen Kriminalstatistik registrierte Gewaltkriminalität – von Mord, 

Totschlag, Raub, schwerer und gefährlicher Körperverletzung über Vergewaltigung bis 

hin zu erpresserischem Menschenraub – liegt seit Jahren bei etwa 3 % des gesamten 

Kriminalitätsaufkommens. Dabei ist Gewaltkriminalität in den letzten zehn Jahren um 

11 % auf etwa 208.500 Fälle im Jahr 2009 gestiegen. Wie sieht die Entwicklung der 

Gewaltkriminalität in einzelnen Deliktsbereichen aus? 

Die gravierendsten Gewaltdelikte – die Tötungsdelikte – sind in den vergangenen zehn 

Jahren um 18 % zurückgegangen. Bei den Raubdelikten sind im selben Zeitraum 

Rückgänge um 17 % zu verzeichnen. 

Anders fällt die Bilanz bei den gefährlichen und schweren Körperverletzungen aus, die 

in den letzten zehn Jahren um etwa 30 % gestiegen sind. Im Jahr 2009 wurden absolut 

um die 150.000 Fälle registriert. 

Die Fälle von Vergewaltigung und sexueller Nötigung sind in den letzten zehn Jahren 

weitgehend konstant geblieben. Im Jahr 2009 wurden etwa 7.300 Fälle registriert.  

Gewaltkriminalität wird zu über 80 % von männlichen Tatverdächtigen begangen, wo-

bei Jugendliche und Heranwachsende sowohl bei den Tätern als auch bei den Opfern 

überrepräsentiert sind. Der Anteil nichtdeutscher Tatverdächtiger bei der Gewaltkrimi-

nalität liegt leicht über deren Anteil an der Gesamtkriminalität.  
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Der Blick auf den insgesamt geringen Anteil der Gewalt- an der Gesamtkriminalität 

darf uns nicht täuschen: Kriminalpolitisch ist Gewaltkriminalität eine ernst zu nehmen-

de Größe! 

Es gibt keinen Phänomenbereich, der öffentlich so im Fokus steht und unser Sicher-

heitsempfinden so unmittelbar tangiert wie das Handeln mit Gewalt!  

Warum ist das so?  

Erstens: Klassische Gewaltkriminalität findet überwiegend im sozialen Nahraum oder 

in Familienstrukturen statt. Hieraus resultieren die Angst vor einer eigenen un-

mittelbaren Betroffenheit sowie starke Reaktionen auf eine Medienberichterstattung, 

die gezielt durch Übertreibung und Pauschalisierung Ängste weiter schürt und das  

damit verbundene Skandalisierungspotenzial.  

Zweitens: Der Schutz der körperlichen und psychischen Unversehrtheit, die Sensibilität 

bezüglich dessen, was das Private und die persönlich ureigenste Sphäre ausmachen, hat 

heute einen viel höheren Stellenwert als früher.  

Drittens: Die gesellschaftliche Akzeptanz von Gewalt ist immer geringer geworden und 

könnte Prognosen zufolge bis 2020 weiter abnehmen – was sich auch in einem sinken-

den Einsatz von Gewalt in der familiären Erziehung bemerkbar machen dürfte. Gleich-

zeitig könnte die Anzeigebereitschaft bei Gewaltdelikten wachsen. 

Die Wahrnehmung von und der Umgang mit Gewaltkriminalität sind von daher ein 

wichtiger Gradmesser für die zivilgesellschaftliche Entwicklung und Integrität unserer 

Gesellschaft. 

Ich möchte nun näher auf ausgewählte Deliktsbereiche eingehen, in denen Gewalt eine 

besondere Rolle spielt und die ganz aktuell die öffentliche Diskussion bestimmen und 

daher das Bundeskriminalamt, aber vor allem die Polizeien der Länder und andere  

Sicherheitsbehörden in besonderer Weise beschäftigen. 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Die Meldungen der letzten Tage haben es erneut deutlich vor Augen geführt: Das Ge-

waltpotenzial des internationalen islamistischen Terrorismus, der sich vor allem gegen 
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die westliche Kultur als Feindbild richtet, ist ungebrochen; die Bedrohung präsenter 

denn je.  

Deutschland ist durch den Islamismus in seinen vielfältigen Erscheinungsformen auf 

sehr unterschiedliche Art und Weise bedroht. Das größte Gefahrenpotenzial geht von 

den Akteuren des gewalttätigen internationalen „Jihad“ aus.  

Sie bedrohen unmittelbar auch deutsche Interessen, wie die durch eine Medienkampag-

ne im Vorfeld der Bundestagswahl im September 2009 aufgebaute und in der Folge 

weiterhin aufrecht erhaltene Drohkulisse gegen Deutschland im Zusammenhang mit 

dem Afghanistan-Einsatz deutlich gemacht hat.  

Das Ausmaß terroristischer Gewalt ist in dieser Form einzigartig und folgt einem  

klaren Muster: Möglichst hohe Opferzahlen und die Verbreitung von Furcht und  

Schrecken! 

Wie real die Bedrohung ist, zeigen die in Deutschland geführten Ermittlungsverfahren 

mit Bezügen zum islamistischen Terrorismus; ihre Zahl ist seit 2001 stetig auf heute 

352 gestiegen. Seit 2003 haben deutsche Gerichte in 27 größeren Verfahren Urteile mit 

zum Teil langjährigen Haftstrafen gefällt. Auch derzeit besteht eine hohe abstrakte Ge-

fährdung für Deutschland. Ein besonderes Risiko geht dabei von den Rückkehrern aus, 

die sich in Terrorlagern im pakistanisch-afghanischen Grenzgebiet für den bewaffneten 

Jihad haben ausbilden lassen.  

In den Ausbildungslagern werden die durchweg gewaltbereiten Rekruten zur Betei-

ligung am Jihad befähigt. Sie werden darauf vorbereitet, Anschläge zu begehen und 

dabei gegebenenfalls den Märtyrertod zu sterben oder als Anwerber und geistige Führer 

tätig zu werden.  

Wer ein solches Ausbildungslager erfolgreich durchlaufen hat, genießt eine hohe Repu-

tation innerhalb radikal-islamistischer Kreise. Verfügt er über Kampferfahrung, gilt er 

als Vorbild für Nachahmer – ein Phänomen, das islamistische Organisationen gezielt 

für Propagandazwecke ausnutzen. 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Der Phänomenbereich der politisch motivierten Gewalt in Deutschland ist weiterhin 

stark durch das Handeln rechter und linker militanter Szenen und deren Randbereiche 

geprägt. 

Angesichts steigender Fallzahlen im linksextremistischen Bereich wird derzeit in der 

Öffentlichkeit darüber diskutiert, ob die rechte oder die linke militante Szene die  

gefährlichere sei. Wertende Vergleiche zwischen beiden Extremismusformen und den 

dahinter stehenden Ideologien dürfen jedoch kein Maßstab für die Polizei sein. Richt-

schnur polizeilichen Handelns ist vielmehr, das Gewaltpotenzial beider Phänomen-

bereiche zu erkennen und Gewalttaten zu verhindern bzw. wirkungsvoll zu verfolgen.  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Das rechtsextremistische Gewaltpotenzial in Deutschland hat sich über die 90er Jahre 

hinweg fast verdoppelt und belief sich im vergangenen Jahr auf etwa 9.000 Personen. 

Die herausragenden verbindenden Themen sind nach wie vor fremdenfeindlich gepräg-

te Hassgewalt und die Auseinandersetzung mit den politischen Gegnern. Dabei hat sich 

die gewaltbereite rechte Szene in ihrer Struktur immer weiter ausdifferenziert. Neben 

traditionellen NS-affinen Organisationen und der Skinheadszene steht seit etwa fünf 

Jahren ein Geflecht „Autonomer Nationalisten“ und lockerer Aktionsbündnisse so  

genannter „Freier Nationalisten“ im Vordergrund. 

Demgegenüber umfasste das gewaltbereite linksextremistische Spektrum im Jahr 2009 

insgesamt etwa 6.600 Personen in Deutschland; darunter etwa 6.100 Autonome (92 %).  

Linkes Gewalthandeln verläuft dabei nach zwei Mustern: Zum einen Massen- oder 

Straßenmilitanz – das heißt, das gewaltsame Vorgehen größerer Gruppen bei Demonst-

rationen oder behördlichen Maßnahmen. Zum anderen haben wir es mit verdeckten 

konspirativen Anschlägen von Kleingruppen gegen Institutionen und Infrastruktur-

einrichtungen zu tun. Verbindendes Element beider Vorgehensweisen ist der Konsens, 

Militanz als Mittel des politischen Konfliktes einzusetzen. 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Im Jahr 2009 wurden rund 960 Gewaltdelikte der rechtsextremistischen Szene regist-

riert. Täglich ereignen sich in Deutschland zwei bis drei fremdenfeindliche, antisemiti-

sche oder rassistische Gewalttaten! 

Im Bereich linksextremistisch motivierter Kriminalität war der Zuwachs an Gewalt-

delikten um mehr als 50 % auf über 1.800 Delikte, darunter etwa zur Hälfte Körperver-

letzungen, besonders stark.  

Damit werden seit fünf Jahren insgesamt mehr Gewaltstraftaten durch die linke als 

durch die rechte Szene verübt.  

Sieht man sich die Ausprägung der Gewaltdelikte in beiden Phänomenbereichen  

genauer an, zeigt sich allerdings, dass Rechtsextremisten Gewalt sehr viel häufiger  

gegen Personen richten als Linksextremisten. Dies dokumentiert auch der Vergleich der 

Tötungsdelikte. 

So gab es seit 1990 (bis 2009) insgesamt 47 vollendete und 146 versuchte rechtsextre-

mistisch motivierte Tötungsdelikte. Wenn einzelne Medien hier auf weit höhere Zahlen 

kommen, so liegt dies an unterschiedlichen Erfassungskriterien: 

Für die polizeiliche Erfassung reicht es eben nicht aus, dass der Täter einem rechtsex-

tremen Milieu angehört. Vielmehr muss der Nachweis – letztlich durch das urteilende 

Gericht – gelingen, dass der Täter auch im Zeitpunkt der Tat aus einer rechtsextremisti-

schen Gesinnung heraus gehandelt hat. Eine bloße Zuschreibung zum Milieu verkennt 

das kriminelle Gewalthandeln ohne rechtsextremistische Motivation. 

Seit 1990 wurden insgesamt 4 vollendete und 19 versuchte linksextremistisch moti-

vierte Tötungsdelikte registriert, 7 davon allerdings allein im vergangenen Jahr. 

Aktuell beobachten die Sicherheitsbehörden intensiv die Lageentwicklung und Mobili-

sierung im Vorfeld des nächsten Castor-Transportes im November 2010. Die Erfahrun-

gen der letzten Jahre haben gezeigt, dass wir – neben überwiegend friedlichen Protesten 

der Anti-Atom-Bewegung – leider auch mit gewalttätigen Störaktionen der militanten 

linken Szene rechnen müssen. Auch diesmal haben gewaltbereite und gewaltgeneigte 

Aktivisten ihren Widerstand in einschlägigen Internetforen angekündigt.  
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Zahlreiche Ankündigungen lassen befürchten, dass von einem hohen Mobilisierungs- 

und Gewaltpotenzial auszugehen ist. Hierauf muss die Polizei öffentlich hinweisen und 

sich darauf vorbereiten – insbesondere, um das Recht derer zu schützen, die friedlich 

demonstrieren wollen. 

Dem Bundeskriminalamt – wie jüngst geschehen – vorzuwerfen, wir würden mit den 

Fakten einer Lagedarstellung die Situation anheizen und einen Vorwand für hartes  

polizeiliches Eingreifen liefern, ist absurd!  

Wir unterscheiden in unseren Bewertungen sehr verantwortungsvoll zwischen fried-

lichen Demonstranten und unfriedlichen Chaoten.  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Insgesamt ist die linke Szene aktiver und gewaltbereiter geworden. Gruppen Autono-

mer Linker – bisher dadurch gekennzeichnet, dass sie allein und aus eigenem Antrieb 

handelten – sind zunehmend vernetzt und organisatorisch stärker verfestigt – also letzt-

lich eine im Vergleich zu der rechten Gewaltszene gegenläufige Entwicklung. 

Während im Bereich rechter Gewalt seit Jahren ein durchgängig hohes Gewalt- und 

Brutalisierungspotenzial vorhanden ist und es nach wie vor immer wieder zu äußerst 

brutaler fremdenfeindlicher Hasskriminalität kommt, hat sich im Phänomenbereich 

linker Gewalt die Eskalationsbereitschaft und Neigung zu lebensbedrohlichen Tat-

begehungen in letzter Zeit verschärft.  

Nach wie vor gilt: Gezielte Tötungen und Verletzungen von Personen sind in der linken 

Szene allgemein nicht vermittelbar; sie werden von einem Teil der gewaltbereiten 

Linksorientierten jedoch offenbar zunehmend zumindest billigend in Kauf genommen. 

Gerade die Entwicklungen im vergangenen Jahr in Hamburg müssen uns sehr besorgt 

machen.  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Oftmals kann nur ein massives Polizeiaufgebot schwere Konfrontationen zwischen 

gewaltbereiten Rechten und Linken verhindern.  
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Die Polizei selbst rückt damit immer stärker ins Zentrum rechter und linker Demonstra-

tionsgewalt! 

Politisch motivierte Straftaten, die sich gegen Polizeibeamte oder polizeiliche Einrich-

tungen richteten, erreichten 2009 mit insgesamt fast 2.200 Vorfällen einen Höchststand, 

nämlich gegenüber dem Vorjahr ein Zuwachs von 60 %. 

Sechs von sieben linksextremistisch motivierten versuchten Tötungsdelikten im  

vergangenen Jahr richteten sich gegen Polizeibeamte.  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Welche Schlussfolgerungen ergeben sich aus islamistischem, rechts- und linksextremis-

tischem Gewalthandeln für die Polizei?  

In welchen Schritten vollzieht sich die Entwicklung zum Extremisten bzw. Terroristen? 

Worin liegt die Anziehungskraft der Szene für die Betroffenen? 

Das Bundeskriminalamt hat in diesem Jahr ein Forschungsprojekt abgeschlossen, das 

genau diese Fragen in den Mittelpunkt stellt.  

Zu diesem Zweck wurden nahezu 40 Interviews mit verurteilten Rechtsradikalen, 

Linksextremisten und Islamisten bzw. Sympathisanten der jeweiligen Szenen geführt. 

 

Die Studie hat Folgendes gezeigt: 

Die Ideologie – also radikaler Islam, Nationalsozialismus oder Linksextremismus – 

spielt eine deutlich geringere Rolle bei der Radikalisierung politisch motivierter  

Gewalttäter und späteren Gewalttaten als bislang angenommen.  

Radikalisierungs- und Ideologisierungsprozesse stehen vielmehr in einem engem  

Zusammenhang mit dem Versagen sozialer „Stützsysteme“ – das heißt mit Problemen 

in der Familie, wie gestörte Familienstrukturen, in der Schule, wie Brüche in Bildungs- 

und Berufskarrieren und anderen sozialen Bezügen. 

Bei den meisten Befragten spielten innerfamiliäre Gewalt und Unterdrückung schon im 

Kindesalter eine große Rolle. 
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Hauptmotiv für den Einstieg in die extremistische Szene war die Suche nach Rückhalt, 

Verständnis und Struktur: „Ich hab’ mich schlecht gefühlt, allein gelassen von den  

Eltern; deswegen […] war die Techno-Szene und danach die Skinhead-Szene meine 

Ersatzfamilie [...] und damit ich […] da nicht auch noch ausgestoßen werde, hab’ ich 

natürlich auch alles mitgemacht.“  

Das Einstiegsalter in die Szenen ist vergleichsweise jung und variierte nach Art der 

Szene: Es lag für die Rechtsorientierten in der Regel zwischen 12 und 14 bzw.  

zwischen 21 und 24 Jahren, für die Linksorientierten zwischen 14 und 15 und für die 

Islamisten in der Altersspanne von 16 bis 19 Jahren. 

Als persönliches Motiv für ihre Straftaten bzw. die Gewaltanwendung betonten die 

Befragten neben der Anerkennung der Gruppe auch Lustbefriedigung und Erlebnisori-

entierung: „Auf diesem Level, auf dem ich Gewalt ausgeübt habe, war das […] ein 

hohes Maß von Räuber- und Gendarmspiel. [...] Man konnte die Dinge, die man im 

Kopf hatte, verbinden mit jugendlicher Großmachtsucht, mit Wichtigtuerei, das Ganze 

ideologisch geladen und hatte auch noch seinen Spaß.“  

In den Fällen, in denen „Spaß“ das Leitmotiv war, wurde häufig ein Mangel an Empa-

thie gegenüber den Opfern deutlich: „Man hat wirklich nicht drüber nachgedacht,  

verbrennt da einer oder stirbt da einer […] oder was.“  

Gewalt war fester Bestandteil der Gruppenkultur und wurde von den Befragten sehr 

stark mit Machtausübung und der Inszenierung von Männlichkeit assoziiert. Auch  

Alkohol- und Drogenkonsum spielten dabei durchweg eine wichtige Rolle. 

Nur zum Teil setzten sich die Befragen – insbesondere drei Islamisten – mit der Frage 

auseinander, ob Gewalt zum Erreichen politischer Ziele legitim sei: „Gewalt ist nur 

dann nötig, wenn sie verlangt wird. [...] Falls der Tag gekommen ist, sind wir dazu be-

reit, aber unsere Aufgaben sind andere. Deutschland ist für uns nur ein kleiner Fleck 

und eher unwichtig, unsere Hauptaufgabe ist, unsere heilige Erde von den Tyrannen 

und den Ungläubigen zu befreien, um das zu erreichen, würden wir alles tun. Dafür gibt 

es auch keine Unschuldigen. Jeder, der mit den Tyrannen zusammenarbeitet, ist einer 

von ihnen. Jeder, der für sie arbeitet, unterstützt sie und ist unser Feind. Jeder, der nur 

des Geldes wegen seine Würde verkauft und den Islam verrät, ist unser Feind. Jeder, 

der sich gegen uns stellt, wird vernichtet werden und Allah wird ihn dafür bestrafen.“  
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Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ob sich die Befragten einer rechts-, links- oder islamistisch radikalen Gruppierung  

anschlossen, war also letztlich weniger eine ideologische als eine Frage des lokalen 

Angebots bzw. abhängig vom Zufall. Häufig wurden erst in der Szene politische oder 

religiöse Argumentationsmuster übernommen und die Radikalisierung in Gang gesetzt. 

Ein Befragter gab an, dass seine radikalen Tendenzen vor allem durch Wehrsportlager 

gefestigt wurden, wo man „darauf getrimmt wurde, dass du diesen Ausländerhass in 

dein Gehirn reinkriegst“. Es scheint plausibel, dass auch in terroristischen Ausbildungs-

lagern ähnliche sozialpsychologische Prozesse stattfinden. 

Der Übergang vom gewaltbereiten Extremisten zum Terroristen erfolgte in der Regel 

ungeplant und unvorhersehbar: als Reaktion auf gruppendynamische Prozesse wie 

Wettbewerbskultur und Rollenzwang, auf politische Ereignisse wie beispielsweise der 

Nahost-Konflikt oder günstige Tatgelegenheiten wie die Erlangung von Sprengstoff.  

Auch die Medien bzw. öffentliche Aufmerksamkeit spielten eine entscheidende Rolle. 

Zitat: „Mit den Sprengstoffanschlägen kamen wir dann immer in die Zeitung. Man ge-

wöhnte sich dann an diese Medienresonanz […]. Der Erfolg, dass man in die Zeitung 

kommt, das war das Ziel, was man erreichen wollte […].“  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Viele Erkenntnisse der Studie decken sich mit den Beobachtungen im Rahmen des Pro-

zesses gegen die so genannten „Sauerlandgruppe“. Die zentralen Befunde der BKA-

Studie sind ferner kompatibel mit Ergebnissen der jüngsten Shell-Jugendstudie. Extre-

mistische und terroristische Milieus scheinen sich vor allem aus dem etwa 10 % bis 

15 % umfassenden Segment der Jugendlichen zu rekrutieren, die in der Shell-Studie als 

die „abgehängten Jugendlichen“ skizziert werden: Zukunftspessimistische Jugendliche, 

die kaum eine Chance sehen, ihre schulisch-beruflichen Ziele und langfristigen Per-

spektiven realisieren zu können.  
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Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Universelle Maßnahmen wie die Förderung der Sprache und der Bildung, der sozialen 

und emotionalen Kompetenzen, der Konfliktfähigkeit, der Auseinandersetzung mit 

Werten und Normen im Zusammenhang mit der eigenen Lebenswirklichkeit oder die 

Stärkung des Zugehörigkeitsgefühls durch Teilhaben am gesellschaftlichen Leben, die 

alle der Festigung der Persönlichkeit junger Menschen dienen, können nachhaltige  

präventive Wirkung entfalten. 

Ferner ist eine Ausrichtung speziell auf solche Personengruppen erforderlich, die auf-

grund bestimmter Faktoren des besonderen Schutzes vor Radikalisierung bedürfen. 

Neben solcher Prävention, die einer individuellen Radikalisierung zuvor kommen soll, 

bleibt es wichtig, extremistische Propaganda- und Rekrutierungsmöglichkeiten zu  

erschweren. 

Die Innenministerkonferenz hat in diesem Zusammenhang drauf hingewiesen, dass 

auch Erfahrungen von Ausgrenzung und Anfeindungen seitens der Mehrheitsgesell-

schaft eine polarisierende Wirkung auf Muslime haben könnten. Sie hat daher angeregt, 

auch Maßnahmen zum Abbau islamfeindlicher Einstellungen in der gesamten Bevölke-

rung als integralen Bestandteil einer ganzheitlichen Islamismusprävention in die Strate-

gie aufzunehmen. 

Ferner ist eine Medienarbeit erforderlich, die zur Auseinandersetzung mit dem Isla-

mismus und zur Vorbeugung gegen Radikalisierung von der Innenministerkonferenz 

als besonders notwendig angesehen wurde. Die wichtigsten inhaltlichen Aspekte sind:  

 Auseinandersetzung mit dem Islamismus und seine „Entzauberung“ für anfällige 

junge Menschen. Dazu gehören folgende Aspekte: 

o kritische Auseinandersetzung mit dem Missbrauch der Religion als Legiti-

mation für gewaltbereiten und gewalttätigen Islamismus, 

o Auseinandersetzung mit Feindbildern (z. B. „der korrupte Westen“) und ihre 

Entkräftung, 

o kritische Auseinandersetzung mit islamistischer Literatur und ihrer Verbrei-

tung in Deutschland sowie 



Aktuelles Lagebild und Entwicklung der Gewaltkriminalität 

   

   
BKA-Herbsttagung 2010  Seite 12 von 22 

o den Opfern Gesicht und Stimme geben. Auch Muslime und weit überwie-

gend Muslime sind Opfer islamistischer Terrorakte. Wenn sie nicht mehr 

nur anonyme Zahlen in Opfermeldungen sind, schafft das eine gewisse  

persönliche Nähe zu den Opfern und Abscheu gegenüber den Taten und den 

Tätern. 

o Darüber hinaus gilt es, Modelle gelungener Biografien als Identifikations-

muster für muslimische Jugendliche bekannt zu machen. Es müssen also po-

sitive Rollenvorbilder anstelle des idealisierten islamistischen Attentäters als 

Vorbild gesetzt werden. 

 Präventionsarbeit öffentlich machen und für sie werben: Informationsangebote zur 

Präventionsarbeit der muslimischen Verbände, politischen Stiftungen, staatlichen 

Stellen usw. 

 Sensibilisierung der Bevölkerung für Radikalisierungsverläufe. 

o Zielgruppe ist die Gesamtbevölkerung, wobei sich insgesamt im sozialen 

Nahumfeld Betroffener Möglichkeiten zur Einwirkung eröffnen. Dies gilt 

beispielsweise für die Arbeitswelt und Sportvereine. Allerdings sollte auch 

ein Informationsangebot speziell für die muslimische Bevölkerung – ideal-

erweise durch muslimische Anbieter – zur Verfügung gestellt werden. 

o Ziel ist nicht, eine Kultur des Denunziantentums zu fördern, sondern  

gefährdeten Jugendlichen ein Angebot zu bieten, das sie nicht in Alternativ-

angebote des Islamismus abgleiten lässt. 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Die BKA-Untersuchung zeigt, dass es oft − trotz erkennbarer Signale − an solchen 

Hilfsangeboten fehlte, die langfristig zu einer Stabilisierung der Lebenssituation beitra-

gen und Radikalisierungsprozesse hätten verhindern können.  

Entscheidend ist, dass es uns gelingt, kriminelle Gruppenstrukturen aufzubrechen, 

Gruppendynamiken zu erkennen und in einem möglichst frühen Stadium an kritischen 

Kontaktstellen wie Schulen, Moscheen, Gefängnissen, Universitäten und Vereinen zu 

intervenieren. 
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Der institutionalisierte Dialog zwischen den Sicherheitsbehörden und Vertretern der 

Muslime in Deutschland hat im Jahr 2005 begonnen. Ein Dialog ohne konkreten poli-

zeilichen Anlass. Es geht um den gesellschaftlichen Frieden und die Schaffung einer 

Vertrauensbasis zwischen den Ansprechpartnern der Sicherheitsbehörden und der  

muslimischen Bevölkerung bis zur Ebene der einzelnen Moscheegemeinden in 

Deutschland. Es ist auch ein Ziel, ein Netz von Ansprechpartnern für Angehörige sich 

radikalisierender Muslime zu schaffen. Entscheidend ist, dass sich Muslime und  

Moscheevereine von Gewalt, Intoleranz und islamistischen Auffassungen klar und  

immer wieder anlassbezogen – auch öffentlich – distanzieren.  

Bei der Umsetzung derartiger gesamtgesellschaftlicher Dialogkonzepte kann die Poli-

zei nur ein Akteur unter vielen sein. Es ist eine Vielzahl von Institutionen notwendig, 

wie zum Beispiel Schulen, Vereine, sozialpädagogische Einrichtungen, Seelsorger, 

z. B. gemäßigte oder Vertrauensimame, Moscheenvereine und muslimische Verbände 

und Bewährungshilfe.  

Dies gilt prinzipiell auch im Bereich der rechts- und linksextremistisch motivierten 

Kriminalität. Eine enge Kooperation mit anderen gesellschaftlichen Akteuren im  

Bereich politische Bildung, Jugendschutz, Schulbehörden und kommunalen Behörden 

ist ein entscheidender Faktor eines ganzheitlichen vor allem aber gesamtgesellschaftli-

chen Präventionshandelns. 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Eine enge Kooperation ist daher auch auf internationaler Ebene zielführend. Die Si-

cherheitsarchitektur in Deutschland muss ohnehin viel stärker von Europa her gedacht 

werden. Das gebietet nicht zuletzt die fortschreitende Globalisierung. 

Im Bereich des islamistischen Terrorismus kommt dieser Ansatz in einer Vielzahl von 

internationalen Kooperationsformen zum Ausdruck, bei denen ebenfalls der Informati-

onsaustausch über terroristische Aktionen, gemeinsame Gefährdungseinschätzungen 

sowie die gegenseitige Unterstützung bei Ermittlungen im Mittelpunkt steht. Beispiel-

haft hierfür stehen die Rom/Lyon-Gruppe als Untergruppe der G8, die Police Working 

Group on Terrorism und die EU-Ratsarbeitsgruppe Terrorismus. 
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Auch im Bereich der rechts- und linksextremistisch motivierten Kriminalität haben sich 

die europäischen Staaten darauf verständigt, europaweit einen hohen Verfolgungs- und 

Bekämpfungsdruck aufzubauen. Der Ansatz, veranstaltungsbezogen internationale  

„Interventionsteams“ aufzustellen, um den Informationsaustausch zu optimieren und 

grenzüberschreitende Reisebewegungen z. B. von Rechtsextremen zu unterbinden, soll 

ebenfalls weiter entwickelt werden.  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Vom Terrorismus und der politisch motivierten Kriminalität nun zum dritten aus-

gewählten Phänomenbereich:  

Wenn wir über Gewaltkriminalität sprechen, kommen wir heutzutage in Deutschland 

zwangsläufig zum Thema der so genannten Rockerkriminalität. Warum ist das so? 

Kriminelle Rockergruppen sind – wie polizeiliche Erkenntnisse und aktuelle Ereignisse 

belegen – weit mehr als nur ein Zusammenschluss von Menschen denen der Hang zum 

Motorradfahren und ein eigener Lebensstil gemeinsam sind. 

Ihre Mitglieder bewegen sich in geschäftlichen Strukturen, denen ein hohes Potenzial 

Organisierter Kriminalität zuzurechnen ist. Das Geschäftsgebaren einzelner Rocker-

gruppen zielt hierbei unter Anwendung von Gewalt oder anderer zur Einschüchterung 

geeigneter Mittel auch in scheinbar legalen Geschäftsfeldern auf einen territorialen und 

finanziellen Machtzuwachs insbesondere gegenüber konkurrierenden Banden ab. 

In den letzten Monaten kam es bundesweit wiederholt zu gewalttätigen Auseinander-

setzungen bis hin zu Tötungsdelikten zwischen rivalisierenden Rockergruppen.  

Gebiets- und Vorherrschaftsansprüche in unterschiedlichsten Kriminalitäts- und Betäti-

gungsfeldern dürfen hierfür mit ursächlich sein. Gerichtsverfahren gegen Angehörige 

von solchen Rockergruppen können heute regelmäßig nur unter erheblichem Polizei-

schutz durchgeführt werden. 

Mit zunehmenden Aktivitäten der Gruppierungen steigt die Gefahr einer Eskalation der 

Rockerkriminalität. Am 17. März 2010 wurde in Rheinland-Pfalz ein Polizeibeamter 

von einem Mitglied der Rockergruppe Hells Angels während eines Einsatzes erschos-

sen. 
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Gewalt ist für kriminelle Rockerklubs Teil ihres Lebensstils; sie trägt zur Identitäts-

bildung in der Szene bei und dient gleichzeitig der Provokation und damit der Abgren-

zung von der Mehrheitsgesellschaft.  

Gewalt wird innerhalb der Rockersubkultur ritualisiert, ist Teil gruppendynamischer 

Prozesse. Oftmals ist der Aufstieg in der eigenen Klubhierarchie zwingend mit Gewalt-

handlungen gegen Mitglieder, Einrichtungen oder Symbole verfeindeter Klubs ver-

knüpft.  

Obgleich es sich bei Rockergruppierungen um eine in sich geschlossene Subkultur mit 

internen Ritualen und strengen Hierarchien handelt, finden viele der massiven Ausei-

nandersetzungen von brutalen Schlägereien bis hin zu Erschießungen regelmäßig in der 

Öffentlichkeit statt und betreffen damit in besonderem Maße das Sicherheitsgefühl der 

Bevölkerung.  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Auch die Statistik belegt, dass Gewalt innerhalb der etwa 90 Gruppierungen in 

Deutschland mit fast 6.000 Mitgliedern umfassenden kriminellen Rockerszene eine 

zentrale Rolle spielt. Insgesamt wurden im Jahr 2009 in Deutschland fast 360 Ermitt-

lungsverfahren mit rund 880 Tatverdächtigen geführt. Der Schwerpunkt lag mit 56 % 

auf Körperverletzungen, Erpressungen und Bedrohungen. 19 % der Verfahren hatten 

Rauschgiftdelikte, 13 % Verstöße gegen das Waffengesetz zum Gegenstand. Im Jahr 

2009 wurden drei Tötungsdelikte registriert, begangen durch Angehörige von Rocker-

gruppierungen. 

Insgesamt 40 Verfahren der Organisierten Kriminalität waren gegen Rockergruppie-

rungen bzw. OK-Gruppen mit Verbindungen zu Rockergruppierungen gerichtet; allein 

neun betrafen den Bereich der Gewaltkriminalität! 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ein Aspekt, der mit Organisierter Kriminalität verbunden ist und den wir auch in  

Rockerverfahren feststellen, sind grenzüberschreitende Vernetzungen und ein relativ 

hoher Organisationsgrad. 
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Im August dieses Jahres trafen Mitglieder eines auf Mallorca neu gegründeten Charters 

der Hells Angels auf 30 gezielt angereiste Mitglieder deutscher Chapter des Gremium 

MC. Mehrere Personen mussten wegen Stich- und Schlagverletzungen behandelt wer-

den, 20 wurden von der spanischen Polizei vorübergehend festgenommen.  

In Deutschland selbst gehen wir davon aus, dass das Verhältnis zwischen Rockergrup-

pierungen und ihren jeweiligen Anhängergruppen nicht zuletzt angesichts wirtschaftli-

cher Expansionsbestrebungen der Klubs weiterhin sehr angespannt bleibt und von 

gewalttätigen Konflikten und Revierkämpfen vor allem im Rotlichtmillieu bestimmt 

sein wird. 

Bei einigen Klubs sind starke Expansionsbestrebungen feststellbar – z. B. Venezuela, 

Thailand, zumeist aber in Europa. Aktuell beobachtet Europol besonders intensiv die 

Ausdehnung der Hells Angels nach Südosteuropa – insbesondere in die Türkei und 

nach Albanien – und damit einhergehende kriminelle Aktivitäten im Bereich Drogen-

handel, Erpressung und Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung.  

Befürchtet werden auch in diesem Zusammenhang heftige Machtkämpfe mit anderen 

Rockergruppierungen. 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Bei der Bekämpfung von Terrorismus und Organisierter Kriminalität wird heutzutage 

deutlich, dass die rasante Entwicklung der Informations- und Kommunikationstechno-

logie die weltweite Kommunikation und Datenspeicherung und in der Folge auch die 

Tat- und Tätertypologien im 21. Jahrhundert deutlich verändert hat: Die Täter kommu-

nizieren über das Internet, produzieren Tausende von Geschädigten mit einem Maus-

klick. Psychologische Hemmschwellen existieren nicht. Der Täter muss dem Opfer 

nicht ins Auge schauen! 

Frei zugängliche Möglichkeiten der Kryptierung, der Steganografie und Anonymisie-

rung sowie die Verschleierung von IP-Adressen lassen klassische polizeiliche Ermitt-

lungsinstrumente immer mehr ins Leere laufen. Um z. B. die Verbreitung von 

Kinderpornografie mittels Internet aufklären zu können, müssen wir, die Strafverfol-

gungsbehörden die Möglichkeit haben, den hinter einer uns bekannt gewordenen  

IP-Adresse stehenden Abschlussinhaber und damit den Täter zu ermitteln.  
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Dies soll durch eine so genannte Bestandsdatenauskunft bei den Telekommunikations-

anbietern erfolgen. Die Provider ihrerseits können diese Auskunft zum Anschlussinha-

ber allerdings nur erteilen, indem sie ihrerseits auf technische Verkehrsdaten 

zurückgreifen können.  

Und genau hier beginnt das Dilemma: Seit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

zur Vorratsdatenspeicherung fehlt es an der Verpflichtung der Telekommunikations-

anbieter, technische Verkehrsdaten zu speichern. Damit wurden Polizei und Justiz zum 

einen die Möglichkeit aus der Hand genommen, über retrograde Auskünfte zu Ver-

kehrsdaten mögliche Netzwerke des Terrorismus und der Organisierten Kriminalität in 

der Tiefe – bis zur Wurzel wie dies ja so oft gefordert wird – aufzuklären. 

Dies ist die Vorratsdatenspeicherung im engeren Sinne, bei das Bundesverfassungsge-

richt einen Eingriff in Art. 10 GG festgestellt hat. Dies betrifft jedoch nur rund 15 % 

der Fälle, aber der besonders wichtigen Kriminalität natürlich. 

Demgegenüber betreffen 85 % der Anfragen an die Provider den Bereich der Vorrats-

datenspeicherung im weiteren Sinne, ohne dass hier ein Eingriff in Art. 10 GG – so das 

BVerfG – vorliegt. Hier geht es um die bloße Identifizierung des Inhabers einer  

IP-Adresse. Hier reicht nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts der Anfangs-

verdacht einer Straftat , eine Katalogtat nach § 100a StPO, wie bei der Telefonüberwa-

chung ist z. B. nicht erforderlich,  oder es reicht eine bloße konkrete Gefahr – und alles 

ohne Richtervorbehalt. Es geht eben ausschließlich um die Identifizierung eines PC und 

seines Besitzers. Mit Vorratsdatenanalyse, Kommunikations – und Bewegungsprofilen 

hat dies nichts zu tun. So auch das BVerfG.  

Können Sie sich vorstellen, dass wir in Deutschland auf unseren Straßen mit Autos 

unterwegs sein dürften, ohne dass die Kennzeichen durch das Kraftbundesamt identifi-

zierbar sind? Bei Unfällen, Alkoholfahrt und Fahrerflucht wären wir in der Regel nicht 

oder nur durch spätere umfänglich öffentliche Fahndungsmaßnahmen vielleicht zu  

ermitteln. Eine abwegige Vorstellung.  

Im Internet ist das aber so, wir haben IP-Adressen in Verbindung mit schwerster Kri-

minalität und können den PC-Besitzer nicht identifizieren, weil die technischen Ver-

kehrsdaten im 21. Jahrhundert, im digitalen Zeitalter, bei Kriminalität, die nur im 

virtuellen Raum Spuren hinterlässt, nicht gespeichert oder beauskunftet werden dürfen. 
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Wir haben Hunderte von Fallbeispielen schwerster Kriminalität vorgelegt, die weit 

überwiegend nicht mehr aufgeklärt werden können.  

Von sofortiger Gefahrenabwehr bei Suizid- oder Amokankündigungen im Internet ganz 

zu schweigen. Auch das ist so in Deutschland nicht mehr möglich.  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Das Internet hat die Infrastruktur terroristischer Netzwerke und auch der organisierten 

Kriminalität erheblich verändert. Sie nutzen das Internet für Propagandazwecke und 

Spendenaufrufe, zur Rekrutierung, Radikalisierung und Ausbildung neuer Unterstützer 

und Kämpfer ebenso wie zur Tatvorbereitung und Kommunikation.  

Rechtsextremisten schöpfen ebenfalls das gesamte Spektrum multimedialer und inter-

aktiver Möglichkeiten des Internets aus. Clips mit gewaltverherrlichenden Darstellun-

gen finden sich dort ebenso wie solche mit rassistischen und verfassungswidrigen 

Inhalten und Symbolen. Mit Hilfe des Nachrichtendienstes Twitter werden aktuelle 

Veranstaltungshinweise und Mobilisierungsaufrufe unmittelbar gesteuert. 

Über Internet-Radios werden mittlerweile auch Anleitungen zum Herstellen von 

Sprengstoffen, Zündern und Brandsätzen veröffentlicht. 

Da die Provider die Verbindungsdaten nicht gespeichert hatten, können rund 60 % der 

Fälle gar nicht und die übrigen nur unzureichend im Hinblick auf die Tatbeteiligungen 

bzw. erst zu einem späteren Zeitpunkt aufgeklärt werden und dann wiederum mit ent-

sprechenden Beweismittelproblemen vor Gericht.  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Auch die Landeskriminalämter bestätigen, dass kein anderes Ermittlungsinstrument den 

Wegfall der technischen Verkehrsdaten in geeigneter Weise ersetzen kann.  

Das immer wieder bemühte so genannte „Quick-Freeze-Verfahren“ stellt im Übrigen 

keine geeignete Alternative zur Wiedereinführung einer Mindestspeicherfrist dar.  

Speichern Provider keine Verkehrsdaten, können auch keine Daten über bereits began-

gene Straftaten „eingefroren“ werden.  
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Dass das „Quick-Freeze-Verfahren“ keine gleichwertige Alternative ist, hat auch das 

Bundesverfassungsgericht mehrfach in seiner Entscheidung ausdrücklich anerkannt.  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Welches sind die Handlungsoptionen? 

 

1. Zur Jugendgewaltkriminalität: Aufgrund der Dominanz jugendlicher Täter bei zahl-

reichen Gewaltphänomenen müssen Präventionsmaßnahmen möglichst frühzeitig an-

setzen. Ein Großteil der Straftaten konzentriert sich auf relativ wenige Mehrfach- und 

Intensivtäter und auf so genannte Schwellentäter, bei denen sich eine Verfestigung der 

kriminellen Karriere abzeichnet. Einige Experten warnen davor, dass deren Zahl in 

Zukunft steigen könnte – angesichts zunehmender sozialer Ungleichheiten, zurückge-

hender Finanzmittel der öffentlichen Haushalte und abnehmenden privaten Wohlstands 

– insbesondere in Großstädten dürften sich Tendenzen zu einer sozialräumlichen und 

ethnischen Polarisierung mit der Gefahr der Herausbildung von konfliktreichen Teil-

gesellschaften entwickeln.  

Um kriminelle Karrieren Jugendlicher zu verhindern, ist neben konsequenter Strafver-

folgung die Weiterentwicklung von Präventionsmaßnahmen entscheidend. Nahezu alle 

Länderpolizeien haben mittlerweile spezielle Intensivtäterprogramme für Jugendliche 

entwickelt, deren Fokus auf Gewaltdelikten liegt. Neben einer spezialisierten Sachbe-

arbeitung sind gezielte Gefährderansprachen und die enge Zusammenarbeit mit anderen 

staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren im Rahmen von Fallkonferenzen entschei-

dend.  

Es müsste gelingen, ein institutionalisiertes System der Früherkennung und der Inter-

vention zu schaffen, das uns hilft, relevante Störungen und Auffälligkeiten potenzieller 

Gewalttäter im Vorfeld zu erkennen, um Entwicklungen möglichst frühzeitig positiv 

beeinflussen zu können.  

Angesichts des Umstandes, dass mittlerweile jede dritte Gewalttat unter Alkoholein-

fluss begangen wird und es sich in etwa 6 % der Fälle um Konsumenten harter Drogen 

handelt, ist es besonders wichtig, Jugendliche frühzeitig vor den Gefahren des Alkohol- 

und Drogenmissbrauchs immer wieder zu warnen.  
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2. Zum Rechtsextremismus: Ein Ansatzpunkt für Polizeistrategien ergibt sich aus Un-

tersuchungen, wonach auch im Bereich Rechtsextremismus Mehrfach- und Intensiv-

täter eine dominierende Rolle spielen. In einigen Brennpunkten rechter Gewalt üben 

einzelne Personen und Tätergruppen einen erheblichen Einfluss auf die Gewaltdynamik 

einer ganzen Region aus. Um zu verhindern, dass sich solche Gruppen heranbilden und 

verfestigen können, müssen derartige Konstellationen frühzeitig erkannt werden, um 

polizeilich und justiziell reagieren zu können. Dabei kommt nicht nur der Polizei und 

dem Verfassungsschutz eine wichtige Rolle zu, auch Jugend- und Sozialarbeiter sind 

gefordert, im Rahmen ihrer Arbeit derartige Entwicklungen zu erkennen und entspre-

chend zu reagieren. Bekannte „Gefährder“ müssen gezielt angesprochen werden. Ange-

sichts zumeist spontaner Aktionen im öffentlichen Raum ist eine präventiv polizeiliche 

Präsenz an möglichen Brennpunkten natürlich wichtig. Wir müssen ferner weiter in 

Aussteigerprogramme investieren, die in Deutschland seit Jahren durch Sicherheitsbe-

hörden und zahlreiche zivilgesellschaftliche Akteure angeboten werden. 

 

3. Zum Linksextremismus: Angesichts steigender Fallzahlen der linksextremistisch 

motivierten Kriminalität und einer zunehmenden Gewaltbereitschaft benötigen wir  

einen noch besseren Überblick über das linksextremistische Gewaltpotenzial, über die 

Strukturen der gewaltbereiten Szene sowie über potenzielle Angriffsziele.  

Ferner müssen wir auch in Präventionsbündnisse gegen den Linksextremismus inves-

tieren. Es gilt, Multiplikatoren wie die Jugendgerichtshilfe, Jugendämter und Schulbe-

hörden sowie weitere im Bereich Jugendgewalt engagierte Akteure für die Bekämpfung 

linksextremistischer Gewalt zu sensibilisieren. 

 

4. Zur Extremismusprävention allgemein: Kein Kind wird als gewalttätiger Extremist 

oder Terrorist geboren! Wir sollten deshalb alles daran setzen, zu verstehen, wie es zur 

Radikalisierung von jungen Menschen kommt – auch inmitten der Gesellschaft. Wir 

müssen Radikalisierungsprozesse möglichst frühzeitig erkennen, unterbrechen und  

radikalisierte Personen wieder in unsere Gesellschaft und Werteordnung zurückholen. 

Deradikalisierung muss ein Schwerpunkt im Kampf gegen Extremismus und Terroris-

mus sein.  
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Phänomenübergreifende Präventionsansätze sind zu prüfen, die erprobte Hilfsmaßnah-

men wie z. B. Gewaltpräventionsmaßnahmen, Aussteigerprogramme, Programme zur 

Stärkung des Selbstbewusstseins und Unterstützung bei der Arbeitssuche miteinander 

sinnvoll kombinieren.  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Für alle Formen der Gewaltkriminalität gilt in besonderem Maße ein mittlerweile aner-

kannter Grundsatz: Wirksame Bekämpfungs- und Präventionsmaßnahmen erfordern 

einen ganzheitlichen und gesamtgesellschaftlichen Ansatz. Auch zukünftig werden wir 

darauf achten müssen, möglichst viele Akteure in die Entwicklung nachhaltiger krimi-

nalpräventiver Konzepte einzubinden. Damit eine Zusammenarbeit über Institutionen 

hinweg dauerhaft gelingt, sind tragfähige Strukturen entscheidend. Neben Gremien auf 

Bundes- und Landesebene müssen insbesondere kriminalpräventive Foren auf kommu-

naler Ebene weiter gestärkt werden.  

Die nationalen und internationalen Ansätze und Strategien zur Bekämpfung der  

verschiedenen Formen von Gewaltkriminalität sind breit gefächert, die bestehenden 

Kooperationen vielfältig. Zahlreiche Einflussfaktoren des Phänomens Gewaltkriminali-

tät liegen jedoch fernab von Deutschland. 

Neue Möglichkeiten der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit der Strafverfolgungs-

behörden in Europa werden wir konsequent nutzen und weiter entwickeln. Beispiele 

sind Joint Investigation Teams oder spezielle Task Forces wie sie zwischen der deut-

schen und italienischen Polizei zur Bekämpfung der italienischen Mafia eingerichtet 

worden sind. 

 

5. Zur Prävention im Internet: Wir müssen sicherstellen, dass die Nutzung des Internet 

für jedermann möglich ist, ohne dass damit schwerwiegende persönliche Gefahren ver-

bunden sind. Vor diesem Hintergrund spielt der richtige Umgang mit dem Internet eine 

bedeutende Rolle.  

Gewaltprävention muss darauf reagieren, dass sich soziale Interaktion, gesellschaftliche 

Kontakte, die Freizeitgestaltung, aber auch die soziale Kontrolle – gerade bei Jugendli-

chen – zunehmend ins Internet verlagert haben.  
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Hier bedarf es einer entsprechenden Weiterentwicklung bestehender Präventionsansät-

ze, beispielsweise, wenn es um die Stärkung des Wert- und Normenbewusstseins oder 

die Entwicklung von Zivilcourage geht. Im Hinblick auf die Darstellung von Gewalt- 

bzw. Aggressionskriminalität im Internet ist zu prüfen, wie sich dessen Anonymität 

auswirkt. Nimmt die Sensibilität ab, die Brutalisierung hingegen zu? Unabhängig von 

Maßnahmen der technischen Prävention müssen die Anwender umfassend über die 

Risiken im Internet aufgeklärt werden, um nicht Opfer einer Straftat zu werden. Hier 

gilt es, die Medienkompetenz und die Eigenverantwortung der Nutzer zu stärken – und 

sie für die Wirkung von Gewaltdarstellungen im Internet zu sensibilisieren. 

Letztlich geht es aber nur um eines: Das Vertrauen in das Internet und damit die  

Zukunft des Internets zu gewährleisten. 

 


